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1. »Verschwinden« oder »Neuerfindung« der Politik?
Wir leben wirklich in paradoxen Zeiten. Einerseits ist die neuzeitliche Geschichte im Wesentlichen eine der Re-Emanzipation der Politik von der Religion und sakral legitimierten Autoritäten, von der »Heiligkeit altüberkommener (›von jeher bestehender‹) Ordnungen und Herrengewalten«,1 in deren Verlauf öffentliche Handlungsräume sich nach und nach zu öffnen beginnen. Vorpolitische Begründungsressourcen gehen rasant zur Neige, es gibt schlichtweg keine öffentlichen Angelegenheiten mehr, die ohne breiten Diskurs allein auf der Grundlage transzendenter Prämissen entscheidbar wären. Der im Juli 2012 jäh verstorbene Politologe Michael Th. Greven hat den kontingenten Charakter dieser unserer »fundamentalpolitisierten« Gesellschaft ausführlich beschrieben. Demzufolge erleben wir augenblicklich den »Schlussstein« eines langen Politisierungsprozesses, der in der frühen europäischen Neuzeit zunächst von »oben« einsetzte, als allmählich sich herausbildende Zentralstaaten damit begannen, in die Wirtschaft einzugreifen, bis dann im 19. Jahrhundert expandierende Verwaltungsapparate die Nebenfolgen einer nunmehr kapitalistischen Produktionsweise durch wohlfahrtsstaatliche Inklusionsmaßnahmen zu entschärfen suchten und so immer tiefer in das gesellschaftliche Leben eindrangen.2 Damit waren zugleich die Samen gelegt für eine erst später einsetzende »Politisierung von unten«, in deren Verlauf Teile der unterprivilegierten Schichten begannen, sich als mündige Subjekte wahrzunehmen und soziale und politische Rechte einzufordern. In den Wohlstandsgesellschaften des ausgehenden 20. und des 21. Jahrhunderts schließlich richten zunehmend selbstbewusste Bürger gesteigerte Partizipationserwartungen an immer kritischer beäugte Regierungsinstitutionen. Der Niedergang traditioneller Hierarchien korrespondiert mit einem sukzessiven Zugewinn an individueller Entscheidungsfreiheit. Vielfältige Formen sozialen Protests, auch ziviler Ungehorsam, werden als Supplement zu tradierten Wegen der Einflussnahme qua Abstimmung von allen Seiten geschätzt. Essentialistisch definierte Gemeinwohlbegriffe und Argumente, die das Bestehende damit begründen wollen, dass es schon immer existierte, können nicht mehr überzeugen. Externe Kriterien stehen für die Bewertung von Geltungsgründen nicht zur Verfügung, die Gesellschaft muss sich aus sich selbst hervorbringen. Politik ist, kurz gesagt, die »einzige Quelle von Normierungen«, und alles ist politisch entscheidbar geworden.3

Zeitlebens hatte Greven diesen Punkt immer etwas überspannt, was vor allem seinem extensiven dezisionistischen Politikbegriff geschuldet war. Am Machtrealismus Max Webers geschult und in Abgrenzung zu einem strikt intersubjektiven handlungstheoretischen Ansatz, wie wir ihn zum Beispiel bei Hannah Arendt finden, sieht er das Politische im absolutistischen Fürstenstaat ebenso wie in der liberalen Demokratie verwirklicht und erst recht, in einem nie mehr erreichten Ausmaß, in der totalen Herrschaft (laut Arendt der Tod des Politischen) – überall dort, wo Kontingenz verfügbar ist, wo also etwas politisch wirksam, das heißt für größere Verbände autoritativ verbindlich, aber nicht notwendig entscheidbar ist. Nicht zu Unrecht wurde ihm deshalb vorgeworfen, einer »herrschaftskategorialen und gewaltnahen Konzeption des Politischen« das Wort zu reden, die, ganz weberianisch, die »zweckrationale Verwirklichung subjektiver Präferenzen« normativ nicht höher bewerte als ein antiinstrumentelles Verständnis politischen Handelns, als ein »acting in concert«, wie Arendt es mit Bezug auf Edmund Burke favorisierte, und somit nicht dem Anspruch eines explizit demokratischen Dezisionismus gerecht werde, da ein solcher, um auf eine moderne, pluralistische Gesellschaft anwendbar zu sein, obligatorisch mit einem egalitären Deliberationsideal verknüpft werden müsste.4 Wie immer man zu diesem Vorwurf stehen mag:5 Das im Kontingenzbegriff enthaltene Kriterium der Gestaltungsfreiheit, welches in beiden Deutungen des Politischen eine zentrale Rolle spielt, ist zweifellos eine konstitutive Bedingung, und ihr Verlust heute eine der größten Bedrohungen für demokratisches Regieren. Auf dieses Problem hat auch Greven stets hingewiesen, wenn er auf eine »immer tiefere Kluft zwischen der sich tendenziell radikalisierenden gesellschaftlichen Problemwahrnehmung und der Wahrnehmung der politischen Entscheidungsroutinen« aufmerksam machte, »die in der Paradoxie mündet, dass niemand mehr der Politik zutraut, was doch allein politisch gelöst werden könnte«.6

Damit kommen wir zur paradoxen Wendung der These von der politisierten Demokratie der Spätmoderne.7 Der einerseits durchaus plausible Befund einer von Politik durchdrungenen Gesellschaft wird nicht nur durch eine seit vielen Jahrzehnten mit großer Sorge beschriebene Ohnmacht der einst aus langen politischen Konflikten hervorgegangenen, politisch instituierten Verfassungsorgane kontrastiert. Da der (National-)Staat in der Berichterstattung noch immer als das eigentlich relevante politische Entscheidungszentrum und der Wettbewerb der um die Macht in dessen »Schaltzentralen« konkurrierenden Gruppen von den meisten Bürgern – ungeachtet der akademischen Trennungen zwischen Staat und Politik, Politik und dem Politischen – noch immer als der Kern dessen, was Politik ausmacht, betrachtet werden und weil auch die meisten »subpolitischen« Akteure außerhalb der tradierten staatlichen und korporatistischen Arrangements mit ihren Aktivitäten versuchen, ihre politischen Forderungen an die zumeist durch Wahl autorisierten national- oder suprastaatlichen Repräsentanten zu richten, stehen die politisierten Bürger, mit der plausiblen Diagnose vom »Ende der Handlungsfähigkeit des Staates« konfrontiert,8 dem zunehmend machtlosen Adressaten ihrer zahlreichen Anliegen rat- und politisch perspektivlos gegenüber.

Denn während die neuen Formen des politischen Engagements vor allem durch zwei Trends gekennzeichnet sind – Individualisierung und Distanzierung der Bürger von der »offiziellen Politik« –, nehmen die Erwartungen an die Regelungskapazitäten der staatlichen Institutionen keineswegs ab. Im Gegenteil: An der Einsicht, dass angesichts schmelzender Polkappen, globaler Armutsmigration und einer ernsthaft gestörten Beziehung zwischen Finanz- und Realökonomie »etwas getan werden muss«, fehlt es offensichtlich nicht. Die Ansprüche der Bürger an eine heute primär als Dienstleistungsunternehmen perzipierte Politik wachsen weiter an. Das »Könnens-Bewusstsein«, mit dem der Althistoriker Christian Meier den diesseitsorientierten Fortschrittsoptimismus der Griechen charakterisierte, politischen Wandel in gefestigten institutionellen Bahnen und ohne Bezugnahme auf transzendente Prämissen erreichen zu können,9 nimmt dagegen ab, weil der vermeintliche Kontingenzüberschuss nicht in die tradierten und konstitutionell vorgegebenen Verfahren übersetzt werden kann und insofern gar kein realer ist: In der Epoche der Kontingenz schafft die Befreiung von organisch legitimierten Herrschaftsnormen zwar ein Gefühl dafür, dass nicht nur in der Technik, sondern auch im politischen Raum prinzipiell nichts unmöglich ist (was nicht allein in den großen Revolutionen, sondern ebenso in den totalitären Katastrophen des 20. Jahrhunderts eine extreme Bestätigung fand). Jüngst aber schwebt über Europa eine Aura der Alternativlosigkeit: Angesichts »multipler Krisen«10 sind wir im öffentlichen Raum mit der Notwendigkeit einer wesentlich von den »Sachzwängen« des ökonomischen Sektors bestimmten Politik konfrontiert, die sich bei der Rechtfertigung ihrer Entscheidungen gern der sogenannten TINA-Rhetorik (»There is no alternative«) bedient. Dazu passt, dass das Wort »alternativlos« 2010 von der Gesellschaft für deutsche Sprache zum Unwort des Jahres gewählt wurde. Der Streit um fundamentale Ordnungsfragen ist längst einer Art Placebo-Politik gewichen, die diffuse, weil nur noch selten bipolar verlaufende Konflikte durch simulative Verfahren wie die Reaktivierung überkommener, auf nationalstaatliche Politikmuster rekurrierender Erzählungen aufzulösen versucht. Solche Erzählungen vermitteln zwar ein Gefühl von Wärme und Geborgenheit, zeichnen aber das fiktive Bild einer staatszentrierten Politik, die sich in Wirklichkeit längst in Auflösung befindet und in der globalen Welt schwerlich funktionieren kann. Staatlich-politische Institutionen, die ehemals nicht nur als ausführende Organe, sondern auch als Impulsgeber fungierten, verwandeln sich in »Zombie-Institutionen, die historisch längst tot sind, aber doch nicht sterben können«,11 die dem Modernisierungsprozess wankend hinterherschlurfen und gegenüber der ökonomischen Globalisierung immer mehr in Verzug geraten. Um die eigene Machtlosigkeit gegenüber den Dynamiken der Weltökonomie, aber auch um die hässlichen, machtzentrierten Seiten politischen Handelns in einem relativ herrschaftskritischen »Zeitalter des Misstrauens«12 zu überblenden, bedient sich die Politik harmonistischer Wohlfühlrhetorik und überschwänglicher Moralisierung.13 Sie überdeckt das graue Porträt der konsoziativen, durch die Dispersion politischer Verantwortlichkeiten geprägten Gegenwartsdemokratie mit den bunten Farben inhaltsleerer Ästhetisierung und einer dialogischen Drapierung des Alternativlosen, wodurch es ihr bislang tatsächlich gelingt, nach wie vor bestehende gesellschaftliche Konfliktpotenziale vorsorglich zu entschärfen.

Zugleich fällt auf, wie schlaff und uninspiriert die meisten politischen Debatten heute verlaufen. Sicher, Sozialdemokraten können sich an Wahlabenden hämisch freuen, wenn CDU-Anhänger aufgrund gravierender Verluste ihrer Partei tieftraurig in die Kamera schauen. Grüne gönnen den Freidemokraten die heftigsten Einbrüche; Liberale jauchzen bei Verlusten der Öko-Partei. In der Schadenfreude sind die alten politischen Lager noch ordentlich sortiert. Aber sonst? Kann man noch irgendeinen Sozialdemokraten erhitzt mit einem Christdemokraten disputieren sehen? Worüber sollten sie sich auch streiten? Über den Atomausstieg? Über Steuer- oder Sparpolitik? Über vorschulische Kinderbetreuungseinrichtungen? Über den Mindestlohn? Über den Erhalt des Sozialstaats? Gar über Europa? Eine grundsätzliche Differenz gibt es in all diesen Fragen nicht mehr. Zugespitzt: Auf der öffentlichen Bühne finden wir heute überwiegend Darsteller des Politischen, die von Fall zu Fall und bevorzugt vor Fernsehpublikum mit theatralischer Stimme irgendeinen Vertreter einer anderen Partei andonnern, ohne im Inneren auch nur im Geringsten erregt, aufgewühlt oder wirklich empört zu sein.


Haben wir noch die Wahl?
So wird ein zentrales Versprechen der repräsentativen Demokratie ins Wanken gebracht: dass sich den gesellschaftlichen Akteuren mehr als eine politische Option bieten sollte, die in der gesellschaftlichen Sphäre waltenden Prozesse wenigstens mitzugestalten oder – negativ formuliert – den Notwendigkeiten des ökonomischen Lebens zu trotzen, und dass die verschiedenen im gesellschaftlichen Diskurs vorgebrachten Möglichkeiten, die soziale Welt zu gestalten, im politischen Raum, im Parlament eine Stimme finden und auch real verfügbar sein müssen. Andernfalls wird der dauerhafte Akt der Repräsentation, also das Sichtbar-Machen von divergierenden Standpunkten, marginalisiert, denn »eine repräsentative Körperschaft, die nicht geteilt ist, ist ein Widerspruch in sich«.14 Zumindest würde das Moment der Wahl, dem politische Repräsentanten in demokratischen Systemen immer noch ihre Legitimation verdanken, ins Leere laufen. Dann schwindet der Glaube der Menschen daran, an den gesellschaftlichen Verhältnissen gemeinsam noch etwas ändern zu können. Es fehlt, wie in jüngerer Zeit zu Recht betont wird, der gemeinsame narrative Zusammenhang, der einen solchen Glauben plausibel revitalisieren könnte. Gleichzeitig wird die demokratische Programmierung des Staatshandelns durch die weit größere Wirkmacht weltwirtschaftlicher Akteure immens relativiert. Wenn sich die parlamentarischen Mehrheitsfraktionen, wie in jüngerer Zeit in Italien und Griechenland, für die Einsetzung von Technokratenkabinetten entscheiden, um der Verantwortlichkeit für das wirtschaftspolitisch Unvermeidliche zu entgehen, fällt die institutionalisierte Politik als Adressat politischer Unmutsbekundungen aus. Die unmissverständliche Botschaft an das Volk ist dann eine längst bekannte, nun aber mehr oder weniger offen bekundete Einsicht: dass man innerhalb nationaler Demokratien eben »nicht gegen die internationalen Finanzmärkte regieren kann« (Joschka Fischer).

Nach dem Ausbruch der Finanzkrise 2007 hatten viele Beobachter zunächst auf einen irgendwie gearteten Paradigmenwechsel gehofft. In der Tat kann man, schaut man in die Kommentarspalten auch der eher konservativ-liberalen Tageszeitungen,15 einen Trend hin zu einer Grundstimmung erkennen, die auf die fortgesetzte Unterordnung der Demokratie unter die Logik des Marktes, auf ihre Transformation in eine »marktkonforme Fassadendemokratie«16 mit erfrischender Polemik reagiert. Nicht nur die Linke, sondern eine weit in die rechte Mitte hineinreichende gesellschaftliche Teilgruppe sieht die größte Gefahr für eine vitale Demokratie momentan nicht, wie noch vor einigen Jahrzehnten, primär von einem »krakenhaften Staat«, von legislatorischer Regelungswut und der Erstickung sozialer Autonomie durch Bürokratie ausgehen, sondern von der Determinierung des politischen Lebens durch sich selbst überlassene Kapitalmärkte, oder von privaten Ratingagenturen, deren Verdikte ganze Volkswirtschaften lähmen und immer häufiger über das Schicksal von Regierungen entscheiden. Auch gegen abstrakte Dinge wie »soziale Kälte« und »neoliberale Dogmen« zu sein, gehört nachgerade wieder zum guten Ton; schwieriger wird es aber, wenn man konkrete Fragen stellt: nach der Legitimität der Bankenrettungen 2008/09 zum Beispiel oder nach Alternativen zu den im Zuge der südeuropäischen Staatsschuldenkrisen von Brüssel oktroyierten Austeritätsprogrammen, unter denen – mal wieder – vor allem die Ärmsten zu leiden haben, obwohl ein guter Teil der angehäuften Haushaltsdefizite allem Anschein nach nicht zuletzt auf die vorangegangene, durch einen seit den achtziger Jahren forcierten Deregulierungswettlauf hervorgerufene Weltfinanzkrise zurückzuführen ist.17

Man gewinnt jedoch den Eindruck, dass es bei den zentralen politischen Fragen, die uns derzeit umtreiben, für die Bildung einer reflektierten Meinung längst nicht mehr ausreicht, die Zeitung zu lesen und mit anderen Bürgern ins Gespräch zu kommen – ein Ökonomiestudium wäre in vielen Fällen eine Grundvoraussetzung: »Überall regiert das Nichtwissen. Niemand weiß, was ist und was die im Nullenrausch verordnete Therapie tatsächlich bewirkt«, ob der inzwischen in Mode gekommene »Staatssozialismus für Reiche«18 am Ende überhaupt Früchte trägt. Letztlich sind es doch wieder die Experten, auf deren Antworten wir zwangsläufig vertrauen müssen, wenn es um Handlungs- und sogar Wahlempfehlungen geht, denn immerhin: Die Experten konfrontieren uns, trotz aller Differenzen untereinander im Detail, sehr dezidiert mit den möglichen katastrophalen Folgen unseres Handelns. Eines sollten wir nicht unterschätzen: »Echte« Demokratie (was auch immer das sein mag), wie sie das spanische Movimiento 15-M im Sommer 2011 einforderte, ist, wie alle unbestimmbaren Größen, in einer hochgradig interdependenten Währungs- und Wirtschaftsordnung zu einer gefährlichen Angelegenheit geworden. Grundsätzliche Alternativen scheinen unter den gegebenen Bedingungen oft nur noch zusammen mit einem drohenden Kollaps des Systems denkbar, der befürchtete Schmetterlingseffekt ist ein permanentes Risiko: Ein Nein bei einem vom damaligen griechischen Ministerpräsidenten Giorgos Papandreou zunächst für den Herbst 2011 angekündigten Euro-Referendum seines Landes, das am Ende – zur Erleichterung der übrigen Staaten der Europäischen Währungsunion (EWU) – doch nicht stattfand, oder die Wahl einer falschen Partei bei den griechischen und italienischen Parlamentswahlen vom Juni 2012 und Februar 2013 hätte, so sagte man uns zu jener Zeit, einen Tsunami im Innersten der Euro-Zone auslösen können. Die Politik der Angst delegitimiert das Nein-Sagen, die Alternative, als eine verantwortungslose Inkaufnahme untragbarer Risiken, die von den Experten selbst nur vage kalkuliert und von den Medien je nach Bedarf genüsslich zugespitzt werden. Auf diese Weise werden die Bedingungen politischen Handelns geschwächt, denn Politik ist ja, um mit Hannah Arendt zu sprechen, nur unter der Voraussetzung einer dem »Medium der Pluralität« geschuldeten »Unabsehbarkeit der Taten«, eben radikaler Kontingenz, denkbar. Um mit diesem chaotischen Zustand fertigzuwerden, braucht es die bindende »Kraft gegenseitiger Versprechen«, Vertrauen in die anderen, die Mit-Handelnden.19 Da der »flexible Mensch« (Richard Sennett) im »Zeitalter des Narzißmus« (Christopher Lasch) aber gerade die Zurückweisung aller Bindungen und eine grundsätzliche Skepsis gegenüber Versprechungen als Überlebens- und Emanzipationsstrategie zu verinnerlichen hat, wirkt die Kontingenz des Politischen in der Tat nur noch bedrohlich. Immerhin: Der »Experte« reduziert – wie in unseren übrigen Lebensbereichen auch – die unerträgliche Freiheit der Wahl, sagt uns, wie wir handeln sollen, wodurch allerdings das politische Handeln seine spezifische Qualität verliert, da es auf der perspektivischen Relativität von Meinungen beruht, während in einem Expertendiskurs technische Lösungen und Tatsachenwahrheiten dominieren, die, wie es bei Arendt unmissverständlich heißt, »vom Standpunkt der Politik aus gesehen […] despotisch« sind.20

Folgt man hingegen dem italienischen Politologen Norberto Bobbio, dann ist die unvermeidliche Tendenz der Demokratie zur Technokratie, zur Expertenherrschaft eines jener unüberwindlichen »Hindernisse der Demokratie«, die dazu führen, dass eine Reihe nicht eingelöster Versprechen demokratischen Regierens (»echte« Volkssouveränität, Auflösung oligarchischer Strukturen usw.) zu uneinlösbaren Versprechen werden, die den Weg zu einer mehr als minimalistischen Demokratie versperren. Die Gründe dafür sind bekannt: Technokratie und Demokratie stehen zwar im Gegensatz zueinander, weil Letztere gerade auf der Hypothese basiert, dass alle über alles entscheiden können. Doch die Ausweitung des Wahlrechts ging stets mit einem Ausbau des Dienstleistungsstaates einher, denn: Je mehr Wählerinteressen öffentlich artikuliert werden, desto komplexer gestalten sich die politischen Steuerungsprozesse.21 Dieser Trend zur Expertokratie qua Demokratisierung nimmt indes weit weniger apokalyptische Züge an, sofern man, wie Ulrich Beck, für die »reflexive Moderne« gleichzeitig eine »Subpolitisierung der Experten« diagnostiziert und diese als Symptom einer »Entkernung« und »Entgrenzung« des Politischen deutet, mithin auf die Chancen fokussiert, die eine Ausweitung alternativer Handlungsmöglichkeiten und deren potenziell politische Bedeutung im beruflichen Leben mit sich bringt.22

Umgekehrt ist doch aber die Gefahr, dass Bürger, die sich nicht für Experten halten, sich selbst die »Kompetenzen« und die Fähigkeit absprechen, noch an der res publica teilzuhaben, ungleich höher zu veranschlagen. Und dass das Vertrauen der Bürger in ihre Experten, vor allem in die Ökonomen und in die EU-Komitologie, infolge der Finanz- und Währungskrisen der letzten Jahre nachhaltig erschüttert wurde, lässt wiederum das Vertrauen der Regierenden in die Bürger schwinden. In der Folge versucht die Politik umso entschiedener, die arcana imperii von der unberechenbaren Bürgerschaft fernzuhalten. So stehen beide Seiten einander zunehmend misstrauisch, fast schon feindselig, aber dennoch erwartungsvoll gegenüber – keine gute Basis für ein auf Dauer angelegtes Zusammenwirken.

In Deutschland wurde ein von der Mehrheit der befragten Bürger gefordertes Referendum über den künftigen Kurs in der europäischen Währungspolitik nie wirklich in Betracht gezogen; auch ein Konvent zur Ausarbeitung eines neuen EU-Vertrages, bei dem die nationalen Parlamente mitreden dürften, wurde von der Bundesregierung von vornherein abgelehnt. Das Herz des europäischen Zukunftsdiskurses liegt augenblicklich und wohl auch weiterhin in den abgeschiedenen Sphären nationaler Exekutivorgane und der intergouvernementalen Institutionen der EU (dazu mehr im achten Kapitel). In so einer Lage von einem »Primat des Politischen« zu sprechen, das es – wie es in keynote speeches von Politikern auf Symposien von Stiftungen und Akademien immer so schön heißt – zu verteidigen gelte, erscheint illusionär. Eher gewinnen Diagnosen an Plausibilität, die seit Jahrzehnten ein »Absterben des öffentlichen politischen Bereiches«,23 eine »wachsende Ohnmacht der verbliebenen Organe des kollektiven politischen Handelns«,24 gar ein »Verschwinden der Politik«25 in der modernen Demokratie konstatieren.
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Das Unbehagen an der pluralistischen Demokratie
Tragisch ist nun, dass gerade in Momenten, in denen sich das Politische in einer spontanen Demonstration gesteigerter Partizipation Bahn bricht, in denen sich der Widerspruch der Bürger gegen die Beschlüsse einer mal als entscheidungsarm, mal als wenig responsiv und autoritär rezipierten Politik erhebt, dieser qua intentione eine zusätzliche Hemmung der Entscheidungsprozesse bewirkt – in einer Zeit zumal, in der die Macht des Privatsektors scheinbar so groß geworden ist, dass Parlamente und Regierungen bei richtungsweisenden Entscheidungen von Konjunkturdaten sowie den Stimmungen an der Börse regelmäßig vorangepeitscht werden.26 In einer Epoche der dynamischen Beschleunigung von Informationsvermittlung, Datenübertragung, Finanztransfers etc. bleibt kaum noch Zeit für ausführliche Diskussionen, für pluralismusorientierte Abwägungen, für Transparenz.

»Die Politik wird somit in die Defensive gedrängt. Entscheidungen stehen unter einem immer höheren Zeitdruck, der mit den zeitintensiven Willensbildungsprozessen in den Parlamenten nicht vereinbar ist. […] So wusste im August 2008 vermutlich nur ein Bruchteil der Parlamentarier (und Bürger), was ein Leerverkauf überhaupt ist. Es ist daher nicht überraschend, dass sich zur politischen Bearbeitung der Finanzkrise in Deutschland nur ein äußerst kleiner Zirkel in Berlin zusammengefunden hat.«27


In diesem Szenario verliert das Parlament das, was Herfried Münkler als die »Moratoriumsfähigkeit« der parlamentarischen Demokratie bezeichnet, die Kompetenz also, selbst bei drängenden Problemen den systemischen Entscheidungszwängen, denen die Exekutive täglich ausgesetzt ist, so lange zu trotzen, bis eine möglichst umfassende – das heißt: alle, auch vermeintlich »radikale«, Alternativen berücksichtigende – Debatte stattgefunden hat. Nur so kann verhindert werden, dass »sich die deliberative Demokratie unter der Hand in eine dezisive Demokratie« verwandelt, in der das Parlament Kabinettsbeschlüsse allenfalls noch akklamieren darf.28

Der Handlungsdruck auf gewählte Repräsentanten wächst von zwei Seiten her und wirkt in unterschiedliche Richtungen: Während die Probleme, die eine von der Politik selbst deregulierte Finanzwirtschaft produziert, schnelle und koordinierte Reaktionen auf nationaler und intergouvernementaler Ebene erfordern, verlangen die zahlreichen, zwischen den Wahlgängen vonseiten der kritischen Bürgerschaft artikulierten Forderungen nach zeitintensiven Verfahren der Willensbildung und Entscheidungsfindung. Erschwert wird dies allerdings noch dadurch, dass die unversammelten Bürger allenfalls diffuse Signale aussenden, die von der Politik nicht mehr angemessen verarbeitet und repräsentiert werden können, auch weil es immer schwieriger wird, die politischen Lager klar voneinander abzugrenzen. Je pluralistischer, misstrauischer, weniger milieugebunden eine Gesellschaft ist, desto schwerer fällt den politischen Akteuren die Zusammenführung und Repräsentation bestimmter Wählerschichten bei der Formulierung von Kompromissen und desto langsamer arbeiten auch die Räder des politischen Tagesgeschäfts. Da Demokratie von allen Regierungsformen die mit Abstand zeitaufwendigste ist und im Gegensatz zu anderen Regimetypen Rücksicht auf die (in modernen liberalen Gesellschaften sich ständig vervielfachenden) Interessen der Bürger nehmen muss, gewinnen die Probleme des politischen Systems bei der Bearbeitung des demokratischen Inputs im »Zeitalter der Beschleunigung«29 unweigerlich Überhand. Denn unüberschaubare Interdependenzen, die die kooperativen Verhandlungsformen jenseits des Nationalstaates bestimmen, verlangen heute nach informellen und »weichen« Formen der Rechtsetzung, der Abtretung von Kompetenzen an Expertengremien, die zwar angesichts des riesigen Rückstands, den die politisch-rechtliche gegenüber der ökonomischen Globalisierung bislang einnimmt, wichtige Instrumente zur Lösung grenzüberschreitender Probleme darstellen, aber zugleich die Bedeutung von Wahlen und damit die Äquidistanz der Bürger zu den Machtzentren der Republik, die Zurechenbarkeit politischer Entscheidungen unterminieren. Geht nämlich die Funktion der Parlamente als Motor der gesellschaftlichen Regulierung und politischen Integration verloren, dann wird diese Aufgabe mehr und mehr den Regierungen und Administrationen übertragen, die gerade auf internationale Krisen schneller und effizienter reagieren können, die sich jedoch, sofern die Parlamente dabei meist außen vor bleiben, auf weniger demokratische Legitimität stützen können.

Das Fazit ist grausam: Je ernster wir das formale demokratische Versprechen einer möglichst umfassenden Inklusion aller sozialen Gruppen nehmen und daher die Tore der parlamentarischen Komplexe für quantitativ auch noch so geringfügig vertretene Meinungen und Interessen öffnen, je stärker wir auf Partizipation und Responsivität setzen, desto mehr gerät auch die Reaktionsfähigkeit der Politik gegenüber der Ökonomie in Rückstand und desto mehr offene Flanken bieten sich folglich denjenigen, die für eine Aufweichung der Rechenschaftspflicht der politischen Repräsentanten gegenüber dem Volk, für eine Befreiung von der »Wohlstandsfessel« Demokratie plädieren.

In einer Wettbewerbsdemokratie, die ihr integratives Potenzial aus dem Ideal der aggregativen Responsivität bezieht, führt maximale Inklusivität unter Bedingungen hochgradiger sozialer Pluralität zur Paralyse demokratischer Prozesse und damit zur Entmachtung der Politik. Diese wird, um wenigstens Output-Legitimität herzustellen, in der Folge immer abhängiger von solchen Akteuren, die zwar nach politischem Einfluss streben, deren Interessen aber eigentlich unpolitischer Art sind: ökonomische Akteure, die an Rahmenbedingungen interessiert sind, die hohe Gewinnmargen ermöglichen und somit auch die Wachstumsschübe der heimischen Wirtschaft begünstigen.30 Da gewählte Regierungen (und das Volk im Allgemeinen) selbst Nutznießer der erwirtschafteten Renditen sind, werden sie gezwungen, zu einem gewissen Grad jene Präferenzen zu berücksichtigen, die die Märkte vorgeben, wodurch aber die Autonomie des Politischen schwindet, wenn nicht gar ganz aufgehoben wird. Eminent politische Fragen – wie etwa: welche Instrumente zur Verteilung des erwirtschafteten Wohlstandes angewendet werden sollten – geraten dabei in den Hintergrund. Eine dialogisch vermittelnde Politik, die eher als Mediator zwischen Einzel- und Gruppeninteressen denn selbst als demokratisch legitimierter Initiator von Projekten auftritt, verstetigt die »kleine Politik«, die rar an Konflikten und Ereignissen ist und autoritative Entscheidungsfindungsprozesse in demokratisch nicht autorisierte und konstitutionell nicht vorgesehene Gremien verlagert. Das Resultat ist dann nicht nur, wie es das Unregierbarkeitstheorem seit Jahrzehnten impliziert, Nichtpolitik, sondern eine nichtpolitische Politik. Der Trend zur »kleinen Politik« meint ja zunächst einmal (auf der Output-Ebene des politischen Systems) nur, dass wir den großen Herausforderungen unserer Zeit aufgrund der geschilderten, einerseits aus dem Interessenpluralismus und der Internationalisierung von Politik, andererseits aus der Machtdispersion im föderalen Bundesstaat mit seinen multidimensionalen Politikräumen erwachsenden Handlungsblockaden mit kleinteiligen Reparaturmaßnahmen begegnen müssen, die der Komplexität der anvisierten Problemlagen nicht mehr angemessen sind.31 Man denke nur, um ein konkretes Beispiel zu nennen, an die Bemühungen der amtierenden Bundesregierung, der Misere im öffentlichen Gesundheitswesen mit seinem maroden Budgetierungssystem und seinen Unterversorgungen zu trotzen, die als Ergebnis, wie im Herbst 2012, auch nach monatelangen Verhandlungen und nächtlichen Beratungen im Koalitionsausschuss kaum mehr zeitigten als eine Abschaffung der Praxisgebühr. Überall werden großflächige Wunden nur noch notdürftig verarztet. In der Folge ist die kleine Politik gezwungen, das große Wort, die zuspitzende Geste den Hasardeuren an den populistischen Rändern zu überlassen, die diese unter antipolitischen Vorzeichen reaktivieren, als gegen »die« institutionelle Politik insgesamt gerichtet und als den Willen eines homogenen (ethnisch, klassistisch oder ähnlich definierten) Volkes präsentieren.

Der Trend zur kleinen Politik meint aber auch ein Abgleiten der Politik in einen administrativen Modus der Problemlösung, in eine »Verwaltung der Sachen«, wie Friedrich Engels sich eine ideale (im besten Sinne des Wortes) postpolitische Ära vorgestellt hat, in ein Management wissenschaftlich kalkulierter sozialer Notwendigkeiten anstelle diskursiver Praxis. Besinnen wir uns für einen Moment auf das klassisch-republikanische Verständnis von Politik als einer spezifischen Form des Handelns, als einer Lebens- bzw. Seinsweise, ja als einer »Verschränkung von Leben und Politik«,32 die Politik als (Selbst-)Zweck und nicht als Mittel denkt (also überhaupt nur auf die »Input-Ebene« zielt), dann wird deutlich, warum der Verlust öffentlicher Gestaltungsmacht das Wesen der Politik/des Politischen selbst zum Verschwinden bringt. Das politische Handeln beruht nämlich, wie es bei Arendt heißt, auf der »weltbildenden Fähigkeit des Menschen« und seinem Wunsch, »in einem positiven Sinne frei« zu sein, nach mehr zu verlangen als nur nach den »bürgerlichen«, privaten Grundfreiheiten, auf denen zwar die positive Freiheit des kollektiven Handelns erst aufbauen kann, die aber genauso gut auch als »Freiheit von Politik« ausgelegt und -gelebt werden können.33 Positive bzw. öffentliche Freiheit ist dagegen Ausdruck eines pursuit of public happiness, das die Beteiligung an den öffentlichen Angelegenheiten voraussetzt und nur in der Gegenwart anderer möglich ist, was aber bedeutet, »daß niemand frei oder glücklich ist, der keine Macht hat, nämlich keinen Anteil an öffentlicher Macht«.34 Diese von liberalen Autoren wie Isaiah Berlin vollkommen unterschätzte Grundkategorie des Politischen – kollektive Handlungsmacht – kann sich aber nur dort herausbilden, wo öffentliche Räume bestehen, in denen sich die Autonomie des Politischen entfalten kann. Diese Autonomie ist allerdings gefährdet, wenn die politische Sphäre immer stärker von ökonomischen Determinanten und Verwaltungslogiken durchdrungen wird.

Wenn man politisches Handeln in der Tradition der republikanisch inspirierten Demokratietheorie als kommunikative Interaktion von freien und gleichen Subjekten in einem gemeinsam bewohnten öffentlichen Raum definiert, erhält der Begriff einen sehr emphatischen Beiklang, da er sich normativ von den eher »anwendungsbasierten« Verfahrensmodi nichtpolitischer Politikprozesse abhebt, wie sie etwa von unabhängigen Expertengremien oder normsetzenden rechtsprechenden Instanzen bestimmt werden, die ihre Legitimation und funktionale Existenzberechtigung gerade von ihrer Unparteilichkeit und ihrer Orientierung an objektiven Rechts- oder Nützlichkeitskriterien her ableiten können und deren Relevanz innerhalb der komplexen Mehrebenensysteme, die sich im Rahmen der funktionalen Differenzierung und Transnationalisierung öffentlicher Entscheidungsverfahren herausbilden, in den letzten Jahren und Jahrzehnten gegenüber den politischen Politikprozessen merklich zugenommen hat. In einer »juridischen Demokratie«, in der das formale Recht – ganz nach dem Diktum der Verfassungslehre Hans Kelsens – im Anschluss an das Gründungsereignis über der Idee der Volkssouveränität, die einmal konstituierte über der konstituierenden Macht des Demos gelagert ist, drängen die nichtpolitischen, von unabhängigen Akteuren bestimmten Entscheidungsprozesse in den Vordergrund. In dieser Situation neigt die kommentierende Öffentlichkeit für gewöhnlich dazu, sozialen Bewegungen ihren politischen Charakter abzusprechen, wenn sie ihre Postulate nicht (oder nicht ausdrücklich) im Einvernehmen mit der konkreten repräsentativen Ordnung artikulieren und an die durch Wahl legitimierten Repräsentanten dieser Ordnung richten.35 Man erinnere sich an die lapidaren Kommentare des Bundespräsidenten Joachim Gauck zur Occupy-Bewegung, die von ihm nicht als eine »ernst zu nehmende politische Aktion« betrachtet, sondern als eine der »Darstellung einer empörten Seele« gewidmete »Kunstform« abgetan, gar indirekt als eine von »politische[n] Reaktionäre[n] in Rot« vorgetragene Systemkritik in antidemokratischer Absicht dargestellt wurde.36 Einerseits geschieht diese Abgrenzung von Forderungen nach fundamentalen Systemkorrekturen mit gutem Grund, denn der liberaldemokratische Verfassungsstaat ist zweifellos ein einzigartiger historischer Kompromiss, ein glänzendes Beispiel für eine funktionierende Mischverfassung, die demokratische und »aristokratische« Verfassungselemente in abgewogener Form synthetisiert und so ein relatives Gleichgewicht zwischen Stabilität und Erneuerung schafft. Schon Machiavelli, der sich, bei allen Lobliedern auf die republikanische virtù, der Grenzen der menschlichen Geschicke angesichts der blindwütigen Geschichtskräfte der fortuna und der necessità sehr bewusst war, hat in Polybios’ Modell einer republikanischen Mischverfassung ein wirksames Instrument erkannt, das geeignet sein könnte, die öffentlichen Konflikte zwischen dem Volk und »den Großen«, Plebejern und Patriziern, als Ausdruck politischer Freiheit zu befördern und gleichzeitig zu begrenzen, um den quasinaturgesetzlichen Verlauf des (von ihm so gedeuteten, ebenfalls von Polybios übernommenen) Verfassungskreislaufs zu durchbrechen, das übliche Umschlagen der Republiken in Anarchie und hernach in neue Formen der Despotie zu unterbinden.37 Die Idee, dass die rechtsstaatliche Regulierung der Volkssouveränität in der repräsentativen Demokratie die großen gesellschaftlichen Konflikte präventiv entschärft und neuerlichen Systemtransformationen vorbeugt, liegt letztlich auch den seit den neunziger Jahren wirkmächtigen vulgärhegelianischen Deutungen vom »Ende der Geschichte« zugrunde. Aus dieser Perspektive scheint die Devise »Keine Experimente« durchaus angebracht, um den Rückschritt in ungewisse vordemokratische Zustände zu vermeiden.

Aber natürlich müsste gerade Gauck, dem eine Schlüsselrolle in der DDR-Reformbewegung zukam und der mit Vorliebe Arendt zitiert, wissen, dass viele der genuin politischen Momente in den vergangenen Jahrhunderten – man denke nur an die Revolutionen in Nordamerika und Frankreich, an die Volksaufstände in den Staaten des Warschauer Paktes usw. – sich dort ereignet haben, wo staatliche Institutionen als »Manifestationen und Materialisationen von Macht […] erstarren und verfallen, sobald die lebendige Macht des Volkes nicht mehr hinter ihnen steht und sie stützt«,38 wo ein großer Teil des Volkes seine Folgebereitschaft aufkündigt und nach grundlegenden, »systemischen« Reformen verlangt. Dies gilt für autoritäre Regime, die sich von der Macht des Volkes systematisch abschotten und keinen Raum für (wirksames) politisches Handeln lassen, die deshalb auch über keine Kanäle verfügen, um politische Unzufriedenheit demokratisch zu »verarbeiten«. Aber auch Republiken, die den Bestand solcher Diskursräume erst garantieren, mithilfe von Wahlen und der Garantie von Freiheitsrechten den Willen des Volkes in geordnete Bahnen lenken, sind nicht gefeit gegen einen Niedergang der Responsivität ihrer Institutionen, gegen die wachsende Dominanz nichtpolitischer Politikmodi in den Entscheidungsprozessen und können mit der Zeit anfällig werden für politische Apathie. Darum Thomas Jeffersons unter Republikanern vielzitiertes Wort, Gott möge das amerikanische Volk davor bewahren, dass nur 20 Jahre ohne eine demokratische Rebellion gegen die auch in Republiken im Laufe der Zeit naturwüchsig einsetzenden oligarchischen Tendenzen vergehen. Hannah Arendt, die solche Gewalt verherrlichenden Entgleisungen Jeffersons zwar aufs Schärfste rügte und seine Ideen von einer regelmäßigen, generationenübergreifenden Neugründung von Republiken für radikalen Irrsinn hielt, gleichzeitig aber mit Vorliebe Jeffersons auf kommunalen wards basierendes, mehrstufiges Repräsentationsmodell als rätedemokratisches Pendant zum westlichen Parlamentarismus in Stellung brachte, hat sich hinsichtlich der depolitisierenden Effekte der repräsentativen Parteiendemokratien nie Illusionen hingegeben. Zwar hat sie sich nicht der Erkenntnis verweigert, dass Meinungen »in der Tat auf das dringendste einer Reinigung und einer Vertretung« bedürfen: Die Aggregation und Filterungen der »Verschiedenheiten und Konflikte«, die der Meinungsaustausch mit sich bringt, könne realistischerweise nur eine repräsentative Körperschaft leisten.39 Arendt, die nach Mechanismen zur Abbildung von Meinungsvielfalt sucht, plädiert eindeutig für ein Prinzip politischer Vertretung als Differenzrepräsentation und gegen die totalitäre Ausdeutung rousseauscher Identitätsrepräsentation in der Tradition von Carl Schmitt, die notfalls eine »Vernichtung des Heterogenen« propagiert.40 Repräsentation wird zum Korrektiv gegen die tyrannische Tendenz der »einmütige[n] öffentliche[n] Meinung«, dient aber zugleich als »technischer Notbehelf«, um »große[n] Bevölkerungsmassen« die Artikulation ihrer Meinungen erst zu erlauben.41 Meinungsrepräsentation ist jedoch nur in föderalistisch organisierten repräsentativen Systemen, in kleinräumigen Strukturen möglich, die diese »Massen« in kommunale Gliederungen aufteilen und ihnen Diskussionsforen zur Verfügung stellen, in denen sie sich eine Meinung bilden können: Denn »um sich eine Meinung zu bilden, muß man dabei sein; und wer nicht dabei ist, hat entweder […] gar keine Meinung oder er macht sich in den Massengesellschaften des neunzehnten und zwanzigsten Jahrhunderts […] einen Meinungsersatz zurecht«.42 Die Repräsentation des politischen Handelns, das heißt die Vertretung von Meinungen, ist natürlich nur dort möglich, wo es Räume gibt, in denen die Bürger zusammenkommen und qua Deliberation über politische Probleme diskutieren können. An ebendiesen Räumen – das ist Arendts zentraler Vorwurf – fehlt es in den westlichen Demokratien der Gegenwart.43

In jüngster Zeit gewinnt Arendts Diagnose unzweifelhaft an Relevanz. Arendts Werk hat ja gerade deshalb so inspirierend auf die Diskussion um die Verortung des Politischen gewirkt, weil die großen Widersprüche moderner Politik – die Notwendigkeit, den republikanischen Gründungsmoment konservieren und stabilisieren, gleichzeitig aber ständig erneuern und fortschreiben zu müssen; die Unerlässlichkeit einer rechtsstaatlichen Fundierung demokratischer Politik und der daraus eventuell erwachsenden Gefahr der Unterdrückung politischer Handlungsmacht usw. – überall in ihren Schriften Spannungen und Aporien erzeugen, die oft ungelöst bleiben, damit aber einen erfrischenden Kontrast zu den zahlreichen outputorientierten Demokratietheorien bilden, die die politische Beteiligung auf Kosten von Effizienzkriterien vernachlässigen und den politikwissenschaftlichen Diskurs und die Praxis empirischer Sozialforschung heute weitgehend dominieren.44 Dass im politischen Denken der Gegenwart »die Sorge um Stabilität und Dauerhaftigkeit und der Geist des Neuen in Gegensätzliches auseinanderfallen«,45 galt Arendt deshalb als eines der sichtbarsten Symptome für den geringen Stellenwert, der dem politischen Handeln in den gesellschaftlichen Debatten und der modernen Sozialwissenschaft zugemessen wird. Während liberale Konservative wie Gauck einseitig das Systemziel der Stabilität betonen, dabei aber Gefahr laufen, überall dort, wo sich die »lebendige Macht des Volkes« räkelt, voreilig Extremisten zu vermuten und das Ziel der kollektiven Selbstbestimmung unter dem Druck ihrer juridischen Einhegung abzuwerten, verschwenden radikale Demokraten, wie sie in der Occupy-Bewegung anzutreffen waren, nur selten einen ernsthaften Gedanken an die Frage, wie die Macht des Volkes so in institutionelle Bahnen gelenkt werden könnte, dass sie sich am Ende nicht doch wieder gegen sich selbst richtet und einen homogenisierenden Meinungsdruck erzeugt, der zugleich den »Tod aller Meinungen« bedeuten würde (vgl. zu Letzterem ausführlicher Kapitel 5).46 Zwischen beiden Lagern klafft offenbar ein tiefer Graben, der nicht nur einen fruchtbaren Dialog über die Zukunft der Demokratie verhindert, sondern das Politische selbst verschwinden zu lassen droht.

Jedenfalls: Erst die konstitutive Pluralität und das assoziative Momentum des Politischen – das »acting in concert«, die relative Gestaltungsfreiheit, die sich aus der Wahl aus mehreren möglichen Alternativen ergibt, und die Möglichkeit der Uneinigkeit – können die Demokratie im Sinne einer »beständigen Erneuerung der Erfahrung« erlebbar machen, wie John Dewey dies postuliert hat.47 Dazu braucht es in der Tat die von Arendt geforderten autonomen Handlungssphären, da sowohl die Triebkräfte der Ökonomie als auch die Verwaltungslogik das schon erwähnte Drängen der Demokratie zur Expertokratie sowie eine Konformität des Verhaltens und der Verfahrensabläufe erzwingen, die der konfliktären Pluralität des Politischen vollkommen abträglich ist. Wenn wir sagen, wir handeln politisch, bedeutet das ja nicht nur, dass wir unsere Urteile ohne Bezugnahme auf metaphysische Deduktionen, sondern auch ohne eine zwanghafte Fügung in ein »Notwendiges« fällen. Die Renaissance des Politischen in der Frühen Neuzeit wird daher auch richtig auf das Erscheinen von Machiavellis Il Principe und der Discorsi datiert, weil hier zum ersten Mal ein eminent diesseitiges politisches Ideal mit der eskapistischen vita contemplativa der christlichen Eschatologie, aber auch mit einer deterministischen Auslegung der Geschichte, einer Resignation gegenüber den schicksalhaften Kräften der fortuna kontrastiert wurde.48 Denn »politisch« zu sein, das heißt, um mit Benjamin Barber zu sprechen, »entscheiden zu müssen, dann nämlich, wenn wir über keine apriorischen Entscheidungsgründe, göttliche Machtsprüche oder reines Wissen (episteme) verfügen. Politisch sein, bedeutet daher, auf schwindelerregende Weise frei zu sein«49 – eine so verstandene radikale Pluralität in einer offenen demokratischen Gesellschaft sollte dabei keineswegs als Plädoyer für ein postmodernes »anything goes«, das neben jeglichen Letztbegründungen auch alle möglichen Gründungsmomente und universalistischen Werte negiert, und erst recht nicht als eine von rechtsstaatlichen Rahmungen entfesselte Demokratie verstanden werden, für die, wie wir noch sehen werden, einige radikaldemokratische Autoren in letzter Zeit wieder sehr offen argumentieren. Es soll lediglich heißen, dass eine Demokratie nur dann ihren politischen Charakter bewahren kann, wenn ihre institutionelle Verfasstheit ein gewisses Maß an Offenheit und Optionenvielfalt garantiert.

Die offensichtlichsten, fast täglich spürbaren Facetten unpolitischer Politik – die dem Komplexitätszuwachs geschuldete Verlagerung der Regierungsgeschäfte in policy-Netzwerke, die Verrechtlichung der sozialen Beziehungen usw. – lassen die Offenheit der Gegenwartsdemokratien für politisches Handeln momentan jedoch denkbar prekär erscheinen: Mit der Abtretung der téchne politiké an wenige, wie sie sich mit der Transformation eines responsiven zu einem responsible government in einer leader democracy vollzieht,50 und ihrer juridischen Einfärbung korrespondieren neue Techniken massenmedialer Inszenierung, die den Niedergang formalistischer und substanzieller Repräsentationsmechanismen durch immer ausgefeiltere Techniken der darstellenden, primär symbolisch funktionierenden Repräsentation zu komprimieren versuchen. Dadurch entsteht ein neuer Zwischenbereich der semiöffentlichen Vermittlung, der in einem Spannungsfeld »zwischen Realität und Fiktion, zwischen Politik und Unterhaltung, zwischen Privatheit und Öffentlichkeit« zu lokalisieren ist,51 allerdings in den letzten Jahren immer mehr Fälle »hyperrealer« (a)politischer Inszenierung, immer neue Spielarten von »Politainment« hervorgebracht hat, die Unterhaltung und Selbstdarstellung auf Kosten von politischer Meinungsbildung in den Vordergrund drängen. (Man denke nur an die jüngeren Fälle Sarkozy, zu Guttenberg oder Schwarzenegger.)

Politiker wissen natürlich, welche Skepsis und unberechenbaren Frustrationen eine unpolitische (Nicht-)Politik aufseiten der Bürgerschaft hervorrufen kann. Die Entstehung und erfolgreiche Wahlteilnahme neuer Parteien (wie hierzulande der Piraten) zum Beispiel, die explizit mit dem Versprechen antreten, den öffentlichen Raum neu zu organisieren und somit eine reelle Gefahr für die dort bereits anwesenden politischen Repräsentanten darstellen. Deshalb versuchen Letztere, sowohl über den Verlust an Gestaltungsmacht (auf den sie, zumindest implizit, an anderer Stelle zur Rechtfertigung vermeintlich alternativloser Entscheidungen so gern verweisen) als auch über den unpolitischen Charakter ihrer Kommunikationsstrategien hinwegzutäuschen und den Handlungsdruck vonseiten der zunehmend besser ausgebildeten, selbstbewussten Bürgerschaft zu verringern, indem sie ihr Handeln einerseits (scheinbar) transparenter gestalten und andererseits als pragmatische Kümmerer in Erscheinung treten – eine geschickte Kombination zweier Methoden der politischen Inszenierung und Image-Werbung, die in den letzten Jahren exemplarisch an Angela Merkel studiert werden konnte. Wie sie haben auch andere Politiker, inspiriert von Barack Obamas in vielerlei Hinsicht stilbildendem Wahlkampf von 2008 und schockiert vom mittlerweile gebremsten Siegeszug der Piratenpartei, längst das Internet für sich entdeckt, nutzen dialogische Politikformen (»Tele-Townhall«, »Zukunftsdialog der Kanzlerin«) und überbieten sich mit Forderungen nach »mehr Partizipation«. Gleichzeitig gewinnt das Kümmerer-Modell gerade in Zeiten ökonomischer Unsicherheit und mit der fortschreitenden Europäisierung nationaler Politik wieder an Sympathie. Die Darstellung einer Führungsfigur als fürsorglicher, kompetenter und überparteilicher Problemlöserin, die Vermittlung von harmonistischer Wohlfühl-Stimmung sind Merkmale dieser Strategie. 2011/12 konnten die Sozialdemokraten mitten in der großen Krise eine Reihe von Wahlkämpfen (etwa in Berlin und Nordrhein-Westfalen) mit reinen Wohlfühl- statt Themenwahlkämpfen (»Berlin verstehen«, »Currywurst ist SPD«) erfolgreich führen, die ganz auf die jeweiligen Landesmütter und -väter zugeschnitten waren. Die depolitisierende Wirkung dieses Modells ist offensichtlich und nicht gerade neu.

Das dialogische Modell dagegen wendet sich an eine in allen Milieus wachsende Wählerklientel der kritischeren Geister, denen der managerhafte Gestus des Kümmerers zu paternalistisch ist, und versucht, den Beteiligungswünschen der Bürger entgegenzukommen, dient aber eigentlich nur dazu, die Bindungen an diejenige Instanz zu intensivieren, die zum Dialog eingeladen hat. Das Kümmerer-Modell präsentiert sich wiederum ganz offen als personenzentrierte Darstellungspolitik. Während das dialogische Modell das falsche Gefühl echter Beteiligung vermittelt, weckt die Kümmerer-Strategie meist eine Erwartung, die regionale Politik heute unmöglich erfüllen kann, weil sie der in einer pluralistischen Gesellschaft unvermeidlichen Tendenz zur Verhandlungsdemokratie entgegensteht: die Bündelung von Kompetenzen in einem starken Entscheidungszentrum, verkörpert in der Person des leader, der, so die Botschaft, die Dinge schon richten wird. Das Resultat einer sich selbst als omnipotent und/oder partizipativ gerierenden, am Ende aber doch wieder nur das kleine Karo produzierenden Politik ist deshalb zwangsläufig noch mehr Enttäuschung und Apathie.

Diese Enttäuschung artikuliert sich in letzter Zeit immer häufiger in wütenden Reaktionen auf die Handlungsblockaden, die eine pluralistische Gesellschaft produziert. Einerseits schicken sich immer mal wieder Journalisten an, über »zu viel Demokratie, zu viel Mitbestimmung, zu viel Transparenz« zu klagen und die Politik vor dem »maßlosen Bürger« in Schutz zu nehmen.52 Andererseits wird die Gefahr betont, dass über den kleinen Reibereien des politischen Alltags am Ende das »große Ganze« verloren gehen könnte: »Eine Demokratie, die sich darauf beschränkt, Rauchverbote in Gaststätten zu erlassen oder die Helmpflicht von Radfahrern zu diskutieren, also dem gegenseitigen Gängelungsverhalten der Bürger nachzugeben, aber die eine große Macht, die alle gängelt, nicht beherrschen kann, ist das Papier nicht wert, auf dem ihre Verfassung gedruckt wird«, schreibt Jens Jessen in der Zeit.53 Hier richtet sich der Unmut primär gegen eine Politik, die nicht fähig ist, sich über die im Angesicht der gewaltigen Bedrohung des politischen Raums durch die Dominanz der Finanzmärkte naiv wirkenden, diese Hegemonie indirekt stabilisierenden Mikrokonflikte der gesellschaftlichen Sphäre hinwegzusetzen. Muss also die (nicht eben neue) Einsicht, »daß gerade von der Aufsplitterung der politischen Landschaft in einer Vielzahl von NGOs, Bürgerinitiativen und Lobbys die Reichen und Mächtigen systematisch […] profitieren«,54 automatisch zu einer »progressiven« Umdeutung des Unregierbarkeitstheorems führen? Einer solchen Interpretation zufolge müsste wohl die Autonomie des Politischen von der Politik gegen den Neoliberalismus und gegen die lähmende Pluralität, die biederen Antagonismen einer Gesellschaft von petits bourgeoises verteidigt werden. Das mag auch für einige linke Politiker derzeit insgeheim die einzige Perspektive sein, ist aber aus naheliegenden Gründen hochproblematisch. Die Überzeugung, dass den Leuten mithin das revolutionäre Bewusstsein fehle, um sich der »großen Macht« zu stellen, und dass eine geschriebene Verfassung ohnehin nichts wert sei, solange nicht bestimmte substanzielle Ziele erreicht sind, hat linke Intellektuelle schon oft fehlgeleitet, im Zeitalter der »großen Erzählungen« nicht selten zu kruden Ideologien greifen lassen. Die These, wir seien »von einer drohenden Delegitimierung des Pluralitätsprinzips zugunsten des Identitätspostulats […] in Zeiten vermehrt gelebter Pluralität weiter entfernt als zuvor«,55 ist angesichts des gegenwärtigen, suggestiv sich äußernden Unbehagens an der pluralistischen Demokratie, das gerade aus der Enttäuschung über die (zumindest so perzipierten) politischen Blockadewirkungen einer solchen »gelebten Pluralität« resultiert, nicht sehr überzeugend.

Interessant ist, dass Autoren wie Jessen zumindest implizit die Konsequenzen einer Institutionalisierung des zivilgesellschaftlichen Widerspruchs beklagen, die doch als das große, direkte Erbe der emanzipatorischen Linken angesehen werden kann. Verstärkt noch durch die demokratischen Impulse, welche die friedliche Revolution 1989/90 auch in der Bundesrepublik auslöste, wurde in den vergangenen Jahrzehnten in der Diskussion um die Zukunft der Demokratie versucht, den realen Niedergang formaler demokratischer Strukturen durch Instrumente auszugleichen, die die informelle Beteiligung der Zivilgesellschaft als Ganzes fördern sollten. Das aber führte oft genug zur Rechtfertigung von Strukturprozessen, die die legitimierende Funktion von freien und gleichen Parlamentswahlen unterminieren. Der australische Politologe John Keane beschreibt in seiner monumentalen Demokratiegeschichte die Herausbildung einer monitory democracy als einer »neuen historischen Form der Demokratie«, die die klassischen (und leicht verständlichen) Mechanismen demokratischer Repräsentation mit ihrem parlamentarischen Zentrum ablöst und in der neben den vom Volk legitimierten gesetzgebenden Organen – vorgeblich »im Namen des Volkes« – eine kontinuierlich steigende Zahl extraparlamentarischer Institutionen hervorgebracht wird. Dies geschieht zu dem Zweck, die öffentlichen Vorgänge zu kontrollieren und »ungewählten Repräsentanten« organisierter Interessen – seien es nun NGOs oder Wirtschaftsverbände – eine Stimme zu geben. Mit der Absicht, den allgegenwärtigen Transparenz- und Partizipationsforderungen gerecht werden zu wollen, reagieren staatliche Institutionen mit der Einsetzung von Sachverständigen- und anderen Beiräten, der Einrichtung von Petitionsstellen, der Befragung von Fokusgruppen, der Ausgabe von Evaluationsbögen usw. Die traditionellen Wege politischer Artikulation, vor allem das dezisiv-majoritäre Moment der Parlamentswahl, werden durch diese monitoring-Instrumente in ihrer richtungsweisenden Relevanz jedoch immer stärker unterminiert: »Ob nun intendiert oder nicht, die anwachsende Kultur des Wählens, gerahmt von den neuen Mechanismen der monitoring power, bewirkt, dass die Monologe der Parteien, Politiker und Parlamente unterbrochen werden und oft auch verstummen.«56 Genau dies, die Entmachtung und Kontrolle der regierenden Eliten, ist ja das erklärte Ziel der Gegner von »Parteienstaat« und »Zentralisierung«. In der Tat liegt die Hoffnung nahe, dass die monitory bodies mit ihrem Neutralitätsanspruch einem Hauptproblem westlicher Demokratien, dem mangelnden Vertrauen in Politiker und Parlamente, begegnen könnten. Sie tragen dazu bei, private Machtakkumulationen aufzudecken und, wenn schon nicht zu verhindern, zu überwachen und so das Verborgene öffentlich und transparent zu machen. Die Frage ist aber, ob die institutionelle Formalisierung zivilgesellschaftlicher Überwachung politische Agonie in vielen Fällen nicht eher forciert, weil sie das responsive Entscheidungshandeln der gewählten Repräsentanten beschränkt.
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Das Janusgesicht der Gegendemokratie
Dieser Frage hat sich der französische Historiker Pierre Rosanvallon in seinem Buch Counter-Democracy sehr ausführlich gewidmet. Darin beschreibt er drei verschiedene Manifestationen der »gegendemokratischen« Seite moderner Gesellschaften – im Kontrast zu ihrem »positiven« Äquivalent, das sich aus der durch allgemeine Wahlen vermittelten Autorisierung und Legitimierung staatlicher Institutionen ergibt. Darunter fallen alle informellen Aktivitäten, mit denen die Bürger die Politik von Regierungen erstens beobachten und überwachen, zweitens präventiv anprangern und mithilfe der seit den siebziger Jahren einstudierten Praktiken zivilen Ungehorsams blockieren und drittens durch gerichtlichen Widerspruch anfechten. So gesellt sich zur traditionellen »Angebotsdemokratie« eine »Demokratie der Zurückweisung«, in der Bürger als unparteiische Richter »Misstrauen organisieren«, statt sich für politische Projekte starkzumachen. Die Macht des Volkes wird zu einer Vetomacht des ständigen Einspruchs. Rosanvallon selbst merkt an, dass ein Mehr an »Gegendemokratie«, das heißt eine Expansion der indirekten Einflusskanäle der Bürger zu ihren Repräsentanten, zum einen automatisch »demokratiebeschränkend« wirkt: »Der Bürger als ›Wächter‹ gewinnt, während der Wahlbürger verliert. Der negative Souverän behauptet sich tout court auf Kosten des Souveräns. Die Organisation des Misstrauens unterminiert die Annahme des Vertrauens, das durch die Wahl übertragen wurde.«57 Enttäuschung, so Rosanvallon, sei daher eine fast unvermeidliche Konsequenz, die sich aus einer misstrauischen Gesellschaft ergebe, in der kritische Bürger, die den Einspruch gegen die staatliche Gesetzesmaschinerie ritualisieren, das außerstaatliche, »gegendemokratische« Standbein der Demokratie darstellen. Politiker haben weniger Spielraum, um das Vertrauen, das man ihnen mit der (wenn auch nur numerisch verstandenen, aus deliberativer Sicht qualitativ ungenügenden) Zustimmung zu ihren Wahlprogrammen gewährt, politisch umzusetzen. Da Wahlen als Legitimationsbasis vielfach nicht mehr ausreichen, um Projekte in kooperativen Mehrebenensystemen durchzusetzen, versuchen politische Akteure, jeden kontroversen Schritt zu vermeiden, der Kritik vonseiten der »Wächter-Institutionen« hervorrufen würde. Ein vernichtendes Urteil der »Wirtschaftsweisen«, von Foodwatch oder Greenpeace wird von den Medien gierig aufgegriffen und von den Bürgern – deren Parteibindungen zwar abreißen, die sich aber im Bewusstsein der medial ständig präsenten riskanten Nebenfolgen der »reflexiven Moderne« gleichzeitig umso stärker über ihre Rolle als Verbraucher, Teilnehmer am Wirtschaftsleben und Bewohner eines existenzgefährdeten Planeten im Klaren sind – bei der Formulierung politischer Standpunkte und der Wahlentscheidung mit berücksichtigt. Die Wächter-Institutionen steigern den pluralen Gehalt der Demokratie; sie sorgen für mehr Offenheit, indem sie die Diffusion der Macht noch forcieren, aber sie begünstigen damit auch den Trend zur kleinen Politik, in der nichts mehr geht, außer eben die Verwaltung der Pluralität. Der französische Philosoph und Historiker Marcel Gauchet bringt diese Entwicklung auf den Begriff der dépolitisation, die sich gegenwärtig rasant beschleunige. Im Vergleich zu vergangenen Zeiten seien heute zwar größere Teile der Gesellschaft befriedet, aber eine tiefgreifende politische Reflexion findet nicht statt. Stattdessen werden lautstark sofortige Ergebnisse verlangt.58

Somit fördern gegendemokratische Erscheinungsformen nicht nur partizipative, sondern auch unpolitische Effekte. Einerseits behauptet sich die Zivilgesellschaft als der eigentliche Ort des Politischen in einer Demokratie, in der die offizielle Politik sich kaum noch durch Leidenschaft, sondern eher durch bürokratische Effizienz auszeichnet, in der substanzielle Auseinandersetzungen der Inszenierung artifizieller Streitigkeiten weichen – deshalb auch die viel deklarierte »Rückkehr« oder gar »Erfindung des Politischen« in den neunziger Jahren, als die vormals eruptiven Einbrüche gesellschaftlichen Widerstands routinisiert wurden und ein neues Nachdenken über das Politische außerhalb der Politik anregten. Das Politische sollte als »radikal-demokratische Praxis der Selbstinstituierung von Gesellschaft« gegenüber der etablierten, institutionalisierten Politik mit ihren Vermachtungen und Pfadabhängigkeiten, ihrer Tendenz zur Oligarchie verstanden werden.59 Aber andererseits zerstört die Auffächerung der sozialen Milieus und Interessengruppen die Grundlagen geteilter Zwischenräume, deren Konstitution Arendt zufolge ja unbedingt nötig wäre, damit wir von Politik sprechen können. In krassem Gegensatz zu diesem Postulat haben die Individualisierungsprozesse innerhalb der Zivilgesellschaft dazu beigetragen, dass kollektive Handlungsmacht zunehmend in vereinzelte Abwehrreflexe zerfällt, sodass öffentliche Initiativen nur noch rein reaktive Züge annehmen, die nicht nur bestimmte, sondern politische Projekte in toto eher behindern, als dass sie sie stützen. Gegendemokratie führt zur »Fragmentierung und Verteilung, wo Kohärenz und Umfassendheit benötigt wird«.60 Politik wird dadurch kleinteilig, opak und unüberschaubar. Allerdings sind Sichtbarkeit und die Zurechenbarkeit von Verantwortlichkeit, wie sich noch zeigen wird, nun einmal zentrale Kriterien, die Politik in einer demokratischen Ordnung erfüllen muss. Diese Kriterien werden aber gerade durch die Manifestationen der negativen Souveränität erschüttert – nicht zuletzt deshalb, weil der negative Souverän seinen Unmut gegenüber einem repräsentativen System artikuliert, das, um nach landläufigem Verständnis repräsentativ zu wirken, seine inhaltliche Programmierung nach wie vor aus der Aggregation kumulierbarer Einzelforderungen bezieht, die in der klassischen Moderne entlang klar definierter, zahlenmäßig sehr überschaubarer, binär codierter Konfliktlinien, sogenannter cleavages, hervortraten. Aber die großen weltanschaulichen Konflikte scheinen der Vergangenheit anzugehören, und die unterschiedlichen Wertpräferenzen lassen sich nur noch schwerlich mittels aggregativer Repräsentationsmechanismen und nur noch überaus undeutlich auf einem Koordinatensystem abbilden, das zwischen links-libertären und rechts-autoritären Polen differenziert. Deshalb setzt auch die Parteienforschung in zunehmendem Maße auf Milieuanalysen neuerer Art und Lebensstil-Konzepte, um bei der Analyse des Aufstiegs und Niedergangs von Parteien der wachsenden Heterogenität politischer Mentalitäten in einem Zeitalter erodierender Lagerbindungen gerecht zu werden.61 Um Wahlen zu gewinnen, versuchen die Parteien, möglichst viele solcher diffusen Stimmungen und Lebensstile zu integrieren, weshalb sie gezwungen sind, ihre programmatischen Grundsätze noch flexibler, noch pragmatischer an den wechselnden Meinungstendenzen zu orientieren, sodass sie am Ende überhaupt keine festen Strömungen mehr repräsentieren. Die Bürger tendieren dazu, dieses instrumentelle Verhalten als Zeichen eines prinzipienlosen, irresponsiven Opportunismus zu deuten. Ebendieser Eindruck stimuliert wiederum den gegendemokratischen Protest.
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Politisierte Demokratie ohne Politik
Im Extremfall tendiert die reaktive Gegenmacht der Bürger dazu, den Ort der »offiziellen Politik« völlig zu entwerten. Effektvoll inszenierte oder, im Fall der neueren kapitalismuskritischen Bewegungen nach der Art von Occupy Wall Street, bewusst inhaltsleer bleibende Widerstandsformen delegitimieren und destabilisieren die republikanischen Institutionen, die sich durch gesellschaftliche Öffnung einerseits und intensivierte Liberalisierung heimischer Finanzmärkte andererseits selbst in ihrer Handlungsmacht beschnitten haben, mithin politique sans pouvoir betreiben.62 Selbst wenn sie ihre Repräsentationsfunktion uneingeschränkt erfüllen könnten, ist ihr Entscheidungsspielraum stark eingeschränkt, weil sie ihre Autorität nur noch auf einer »destruktiven Legitimation« aufbauen können: »Regierungen opfern ein Stück Souveränität in der Hoffnung, das Vertrauen der Bürger zurückzugewinnen«.63 Dadurch indes verlieren die Institutionen an Gestaltungsmacht, die – so lautete jedenfalls das bisherige Demokratie-Narrativ – durch elektorale Willensbildung den politischen Präferenzen der Bürger gemäß durch deren Repräsentanten ausgeübt werden soll. Die Gegenmacht des negativen Souveräns kann diese »konstruktive« Macht aber nicht ersetzen. Sie kann den öffentlichen Raum immer nur punktuell politisieren, ihre wachsende »Empörung« über die Politik zum Ausdruck bringen, ohne aber selbst über legitime Gestaltungsmacht zu verfügen, vielfach jedoch auch, ohne überhaupt den Wunsch zu verspüren, mit politischer Verantwortung in Berührung zu kommen. So bietet sich uns schließlich das Bild einer zwar teilpolitisierten Gesellschaft, in der sich aber »die Idee der sozialen Intervention von der Vorstellung gelöst hat, dass es die Politik ist, die die Gesellschaft strukturiert und ihr Bedeutung verleiht«.64 Die Suche nach überzeugenden Leitnarrativen und Zukunftsentwürfen gestaltet sich für alle politischen Akteure immer schwieriger: Zumindest lautet so die Diagnose der Philosophin Myriam Revault d’Allonnes, die beklagt, dass die Hoffnung auf eine qualitativ neue Zeit verebbt sei. Früher hätten die Menschen geschlossen für emanzipatorische Ziele gekämpft, gegenwärtig stoße man hingegen nur noch auf gestresste Individuen, die »Kletterern« ähnelten, welche auf einen Abhang wollten, der gerade einstürze: »Sie müssen immer schneller gehen, um dort zu bleiben, wo sie gerade sind.«65 Der Ökonom und Schriftsteller Jacques Attali spricht in diesem Zusammenhang von der »Tyrannei des Augenblicks«.66

Solche Diagnosen unterstützen den Eindruck, dass die einer vitalen politischen Demokratie zugrunde liegende Idee, der zufolge die von sozialen Kräften konstituierte politische Macht wiederum die Kraft und die Legitimation besitzen muss, das Soziale zu instituieren, derzeit fortwährend praktisch unterminiert wird. Der Niedergang der Autonomie des Politischen spiegelt sich nicht zuletzt darin wider, dass in der jüngeren Vergangenheit immer häufiger dem Gerichtssaal statt der Agora zugetraut wurde, die Demokratie vor ihrem Ausverkauf zu bewahren. Das so sympathisch wirkende Wort vom »Bürgergericht«, das den übergroßen Vertrauensvorsprung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vor den Parlamenten und anderen politischen Institutionen kennzeichnet, steht eigentlich bezeichnend für einen Trend, der die Übertragung der res publica aus dem öffentlichen Raum, wo Legitimitätsgründe politische Entscheidungen leiten sollten, in expertokratische Teilöffentlichkeiten oder, in diesem Fall, in das Reich der puren Legalität anzeigt.

Von der übergroßen Zahl der Bürger wird die Tätigkeit des BVerfG sehr geschätzt: empirische Untersuchungen bestätigen jedenfalls regelmäßig, dass es sich auf fast genauso hohe Vertrauenswerte stützen kann wie die bestplatzierte Institution, die Polizei, während der Bundestag und die Parteien weit abgeschlagen noch hinter Lobbygruppen und der staatlichen Verwaltung am Ende der einschlägigen Vertrauensrankings stehen.67 Die Karlsruher Verfassungsrichter handeln in den Augen der Bundesbürger strikt sachlich, als unabhängige Experten des Rechts, über all den hässlichen Konflikten und Streitereien stehend, die man sonst mit Parteien und Politik verbindet und als abstoßend empfindet. Der Richterspruch in strittigen Angelegenheiten erfolgt in einem überschaubaren Zeitraum, zieht sich also nicht so quälend lange hin wie die parlamentarische Auseinandersetzung. Und das Urteil verschafft, so wirkt es, Klarheit, beendet mit der Raison wissenschaftlich-neutraler Rechtsauslegung die Querelen des Alltags. Anker sind gesetzt, man weiß, was richtig und was falsch ist. Und daher erscheint das hohe Gericht in Zeiten hyperkomplexer Ereignisse und Verästelungen wie ein in sich ruhender, weiser, strenger, aber gerechter Pfadführer.

Begonnen hatte das schon zu Adenauers Zeiten, als das Vertrauen in die »Parteiungen« aus den bekannten historischen Gründen ebenfalls nicht sonderlich tief wurzelte. Die damalige Bonner Regierung gab gerne, bevor sie die Gesetzesmaschinerie anwarf, Rechtsgutachten in Karlsruhe in Auftrag. Die Expertise bot ihr hernach die probate Legitimation, den von den Verfassungsrichtern bewerteten Weg zu gehen. Man konnte sich gegenüber Opposition und Öffentlichkeit, auch gegen obstinate Parlamentarier in den eigenen Reihen auf die Autorität des Rechts berufen. In den Jahrzehnten danach versuchten die jeweiligen parlamentarischen Oppositionen den Gang nach Karlsruhe zu nutzen, um auf diese Weise der Zentralregierung ein Bein zu stellen, was ihnen zuvor im Wahlakt nicht gelungen war. Die Bundesbürger hatten daran wenig auszusetzen; eine Mehrheit attestierte dem Gericht regelmäßig, Ansichten, Wünsche und Interessen des Demos stärker zu berücksichtigen als der Bundestag – der doch immerhin mit der durch Wahlen hergestellten Legitimation des Volkes selbst ausgestattet war.

Doch nicht mehr nur die Opposition versucht regelmäßig, außerhalb des Parlaments in Karlsruhe zusätzlichen Druck auf die Regierung aufzubauen. Jüngst haben zudem viele Bürgerinitiativen in der Verfassungsbeschwerde das scheinbar einzige Instrument gefunden, um sich mit der Stimme des Verfassungssouveräns gegenüber ihren Repräsentanten noch effektiv bemerkbar zu machen. Davon legten in jüngerer Zeit insbesondere die Massenklagen unter anderem gegen die Vorratsdatenspeicherung und den Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) Zeugnis ab. Der Slogan »Volksentscheid! Sonst klagen wir!«, den der Verein Mehr Demokratie e.V. bei der Einreichung seiner Verfassungsbeschwerde gegen die deutsche Ratifizierung des ESM und des Fiskalvertrages im Juni 2012 verwendete, steht paradigmatisch für eine solche Drohung mit dem Recht gegenüber der Recht setzenden Politik: »Am Parlament vorbei ist eine Art direkter Demokratie entstanden. Bürger, die mit den Entscheidungen der von ihnen gewählten Abgeordneten nicht einverstanden sind, können versuchen, ihr Wahlrecht in Karlsruhe noch mal auszuüben. Dort brauchen sie nur eine Mehrheit der Acht.«68 Dass das BVerfG, welches in der Tat zum einzigen Hüter der Verfassung avanciert ist,69 mit seinen Urteilen im Rahmen von inhaltlichen Normenkontrollen und Verfassungsbeschwerden die Deutungsoffenheit, die den öffentlichen Diskurs anregt, tendenziell verschließt, ist einer so verstandenen Integrationswirkung insofern abträglich, als es in seiner Rechtsprechung allzu häufig aus dem Grundgesetz, das aus dieser Perspektive über die eigentliche Funktion einer Verfassung als »prozedurale Entscheidungsprämisse für die inhaltlichen Entscheidungen des demokratischen Gesetzgebers« hinaus zu einem Kanon richtiger, eindeutig verifizierbarer Inhalte gerät, ein »undeutlich formuliertes Zivilgesetzbuch« macht, von dem aus Ansprüche an einfache Gesetze deduziert werden, die besser politisch, im demokratischen Streit, verhandelt werden sollten.70 Das große Vertrauen in die Justiz und deren starke Nutzung in richtungsweisenden politischen Fragen scheint zu bestätigen, dass nicht nur die Regierenden, sondern auch die Bürger selbst, bei aller Politisierung, immer häufiger gezwungen sind, zu nichtpolitischen Mitteln zu greifen, um ihre politischen Ziele zu erreichen.
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